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Oberste Finanzbehörden 
der Länder

Betriebliche Altersversorgung;
Rückstellungen nach § 6a EStG bei wertpapiergebundenen Pensionszusagen

Zur Frage des Ansatzes und der Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG für

Versorgungszusagen, die neben einem garantierten Mindestbetrag Leistungen vorsehen, die

vom Wert bestimmter Wertpapiere zu einem festgelegten Zeitpunkt abhängen (wertpapier-

gebundene Versorgungszusagen), nehme ich nach Abstimmung mit den obersten Finanzbe-

hörden der Länder wie folgt Stellung:

1. Ansatz und Bewertung der Pensionsrückstellung 

Eine Pensionsrückstellung kann nur gebildet werden, wenn und soweit der Pensionsbe-

rechtigte einen Rechtsanspruch auf einmalige oder laufende Pensionsleistungen hat (§ 6a

Abs. 1 Nr. 1 EStG). Am Bilanzstichtag ungewisse Erhöhungen oder Verminderungen der

Pensionsleistungen können erst berücksichtigt werden, wenn sie eingetreten sind (§ 6a

Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG).

Sieht eine Pensionszusage neben einer garantierten Mindestversorgung zusätzliche

Leistungen vor, die vom Wert bestimmter Wertpapiere (z. B. Fondsanteile, Aktien) zu ei-

nem festgelegten künftigen Zeitpunkt (z. B. Eintritt des Versorgungsfalls) abhängen, be-

steht insoweit nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag kein Rechtsanspruch gemäß

§ 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG. Der über die garantierte Mindestleistung hinausgehende Wert der

Wertpapiere stellt darüber hinaus eine ungewisse Erhöhung des Pensionsanspruchs im
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Sinne von § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG dar. Eine Pensionsrückstellung kann

folglich nur insoweit gebildet werden, als der Versorgungsanspruch auf die garantierte

Mindestleistung entfällt.

2. Getrennte Bilanzierung der Wertpapiere und der Pensionsverpflichtung

Soweit eine Pensionsverpflichtung durch den Erwerb von Wertpapieren abgesichert wird,

kommt eine zusammengefasste Bewertung nicht in Betracht (vgl. R 41 Abs. 24 Satz 1

EStR zu Rückdeckungsversicherungen). Die Absicherung der Versorgungszusage hat

auf die Passivierung der Verpflichtung keinen Einfluss. Maßgebend ist ausschließlich die

Bewertung nach § 6a EStG. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.
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